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Die Übergangsregierung

„Die Übergangsgesellschaft“ nannte 
Volker Braun seine bitterböse  Komödie 
über Stagnation und Agonie der DDR 
aus dem Jahre 1982, die der späteren 
friedlichen Revolution den Weg berei-
tete. Mit der Wahl in Nordrhein-West-
falen ist nun die Bundesregierung zu 
einer Übergangsregierung geworden. 
Keine acht Monate nach der Bundes-
tagswahl ist Schwarz-Gelb eine Koa-
lition ohne Geschäftsgrundlage. Doch 
eine Wende ist für die nächsten dreiein-
halb Jahre nicht in Sicht. 

Entscheidend für diese fundamen-
tale Veränderung der politischen Lage 
war eine erstaunliche Koinzidenz, näm-
lich das Zusammenfallen der „kleinen 
Bundestagswahl“ mit der größten Kri-
se in der Geschichte der Europäischen 
Union. Anders als im Falle der Finanz-
krise scheint die globale Bedrohung 
erst jetzt, durch den Angriff auf den Eu-
ro, bei der Mehrheit der stabilitätsorien-
tierten deutschen Bevölkerung richtig 
angekommen zu sein. Die Euro-Krise 
hat die Bevölkerung um ihre Währung 
und damit um ihre Sicherheit fürchten 
lassen, was ironischerweise, neben re-
gionalen Fragen, über den Ausgang 
der Landeswahl in Nordrhein-Westfa-
len entschied. 

Wozu noch FDP ?

Die daraus resultierende Zäsur lässt 
sich am besten von den Verlierern her 
begreifen. An der Spitze die FDP: Eben 
noch strahlender Sieger der Bundes-
tagswahl, büßte sie mehr als die Hälf-
te ihres Stimmanteils ein. Doch mehr 
noch: Mit der Niederlage von Schwarz-
Gelb und dem Patt zwischen Union und 
SPD regiert nicht mehr eine schwarz-

gelbe Bundesregierung die Republik, 
sondern eine Allparteienregierung 
über den Bundesrat. Sämtliche der 
FDP-Kernforderungen sind damit ob-
solet geworden. Aus einer Ein-, Zwei- 
oder maximal Drei-Themenpartei 
(Steuersenkung, Kopfpauschale, Ver-
längerung der AKW-Laufzeiten) wur-
de eine Nullthemenpartei. Ihr großes 
Wahlversprechen, die Steuersenkung 
als Sieggarantie, ist mit der neuesten 
Steuerschätzung endgültig zum Bu-
merang geworden. Nach dem spä-
ten Machtwort der Kanzlerin, ihrem 
„Nein“ zu Steuersenkungen, steht die 
FDP erneut als Umfallerpartei da.

Die FDP läuft zudem Gefahr, sich mit 
ihren Positionen wirtschafts- und ge-
sellschaftspolitisch völlig zu isolieren. 
Das zeigte sich bereits in der absurden 
Dekadenz-Kampagne gegen Hartz-
IV-Empfänger, aber auch bei der Grie-
chenland-Abstimmung im Bundestag, 
wo sich allein die FDP einer Finanz-
transaktionssteuer verweigerte. Ins 
rechte Aus bugsiert, stehen die Libera-
len nun plötzlich ohne echte politische 
Optionen da. Die Partei wurde gleich-
sam zum Kollateralschaden der eige-
nen Klientel- und Privatisierungspoli-
tik. Inzwischen ist sie fast wieder, wie in 
alten Bonner Zeiten, zu einer Fünf-Pro-
zent-Partei geworden. Spötter sagen, 
die Partei habe damit das Ergebnis be-
kommen, das sie verdient: niedrig, ein-
fach und gerecht. 

Faktisch steht die FDP nun vor der 
Aufgabe, sich völlig neu zu erfinden. 
Gegenwärtig ist jedoch nicht abseh-
bar, ob und wie sie und mit ihr die gan-
ze Regierung sich angesichts der neuen 
Machtverhältnisse im Bundesrat kon-
solidieren kann. Denn was soll die Koa-
lition mit einer Koalitionsvereinbarung 
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anfangen, die dank der neuesten Steu-
erschätzung und den Milliardenkredi-
ten zur Rettung Griechenlands und des 
Euros zur Makulatur geworden ist?

Koalition ohne Option

Statt der versprochenen Steuerentlas-
tung steht nun in erster Linie Haus-
haltskonsolidierung auf dem Pro-
gramm. Anstatt eine neue verbinden-
de Idee erkennen zu lassen, schreiben 
FDP und Union, an vorderster Front der 
hessische Ministerpräsident, emsig an 
ihren Streichlisten – von Kita-Kürzun-
gen bis Hochschul-Einsparungen. 

Noch dreieinhalb Jahre Schwarz-
Gelb klingen deshalb wie eine Dro-
hung. Die Einzige, die der drohenden 
Agonie des Landes Abhilfe schaffen 
könnte, ist die Bundeskanzlerin. Nach 
der Wahl 2005 in Nordrhein-Westfa-
len kündigte Bundeskanzler Gerhard 
Schröder in einer, verglichen mit der 
heutigen Lage, fast luxuriösen Situa- 
tion Neuwahlen an, angesichts der 
Aussicht auf fortgesetzte parteiinterne 
Machtkämpfe. Dieses Mal hingegen 
wäre ein derartiges Unterfangen weit 
angebrachter, steht die Koalition doch 
faktisch ohne politisches Vorhaben da, 
von einem gemeinsamen Projekt ganz 
zu schweigen. 

Der Wahlausgang in Nordrhein-
Westfalen hat gezeigt: Es liegen Wel-
ten zwischen dem 27. September und 
heute. Schwarz-Gelb hatte nur für ei-
nen kurzen, aber entscheidenden his-
torischen Augenblick die Mehrheit im 
Lande. Die Wahl in Nordrhein-Westfa-
len bewirkt nun eine Verschiebung des 
gesamten politischen Spektrums. 

Das bedeutet für die CDU als dem 
zweiten großen Verlierer der Wahl den 
Verlust ihrer eben noch so luxuriösen 
Koalitionsoptionen. Bis wenige Tage 
vor dem 9. Mai mit scheinbar omni- 
potenten Machtoptionen ausgestattet, 
schafft die historische Niederlage von 
Jürgen Rüttgers völlig neue Verhält-
nisse auch auf Bundesebene. Plötzlich 

steht die Union nicht mehr im Zentrum 
aller Koalitionsoptionen. 

Die ironische Konsequenz: Ungeach-
tet der überholten Koalitionsvereinba-
rung werden sich die beiden Wahlver-
lierer, schon um des eigenen Macht- 
erhalts willen, aneinanderklammern 
und durchlavieren – statt durchzuregie-
ren, wie ursprünglich vorgesehen. 

Merkels Ohnmacht:  
Vom Übergang zum Untergang ?

Wie schnell jedoch aus einer Regie-
rung des Übergangs eine des Unter-
gangs werden kann, demonstrierte 
nicht nur die DDR, sondern auch das 
Beispiel Griechenland. Und hier liegt 
das besondere Versagen der schwarz-
gelben Regierung und speziell ihrer 
Kanzlerin. Durch gezielte Stillhalte- 
politik samt strategischen Operierens 
mit dem Boulevard („Nie wieder Zahl-
meister Europas“, so Angela Merkel 
in der „Bild“-Zeitung) versuchte die 
Kanzlerin, die Probleme schlicht zu ver-
tagen – mit dem durchschaubaren Ziel, 
den Wahlbürger in Nordrhein-Westfa-
len nicht mit den griechischen Schul-
den zu behelligen. Doch ihre Rechnung 
ging nicht auf.

Hatte sich Merkel zunächst mit ih-
rem primär populistisch begründeten 
„Nein“ zu Finanzhilfen, mit dem sie 
allein gegen die meisten anderen eu-
ropäischen Regierungen stand, durch-
gesetzt, machten ihr anschließend die 
Finanzmärkte einen Strich durch die 
Rechnung und trieben Griechenland 
schon vor der Wahl in den Offenba-
rungseid. Aus der eisernen Lady wurde 
die eiernde Lady – und aus „Mme. No“ 
über Nacht „Mme. Yes“, zur Freude der 
Opposition. Denn mit der Zustimmung 
für die Griechenland-Kredite fiel der 
Kanzlerin die eigene Stimmungsmache 
auf die Füße. Die Geister, die sie geru-
fen hatte, wurde sie nun nicht mehr los. 
Ab jetzt sorgte die Boulevardpresse für 
Gegenwind wider die Regierungspoli-
tik. „Warum zahlen wir den Griechen 
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ihre Luxus-Renten?“, titelte die „Bild“-
Zeitung. Und die eben noch begeister-
ten „bürgerlichen“ Wähler entzogen 
Merkel prompt die Zustimmung und 
der Union durch massive Wahlenthal-
tung die Stimme.

Wie schnell aus der Eisernen Kanz-
lerin ein Papiertiger werden kann, ha-
ben die letzten Wochen bewiesen. Mit 
der Griechenland- und Euro-Krise kam 
ihr bisheriges Erfolgsrezept, das bloße 
Reagieren, an seine Grenzen. Indem 
Merkel, in dezidierter Abkehr von der 
Politik ihrer christdemokratischen Vor-
gänger, die Krise nicht von Beginn an 
als politische Existenzkrise Europas, 
sondern ganz primär unter nationalen 
Vorzeichen behandelte, verschärfte sie 
deren Symptome. Am Ende bedurfte es 
offenbar der Intervention des US-ame-
rikanischen Präsidenten, um die euro-
päischen Regierungschefs zu einer der 
globalen Dimension der Krise gerecht 
werdenden gemeinsamen Lösung zu 
veranlassen. Zugleich ging das Heft 
des Handelns auf Frankreichs Präsi-
denten Nicolas Sarkozy über, der sich 
mit seinen Plänen einer einheitlichen 
europäischen Wirtschaftspolitik durch-
setzen konnte. 

Rot-Grün statt Schwarz-Grün

Die sowohl außen- als auch innenpoliti-
sche Sonderstellung Angela Merkels ist 
durch diese Schlappe massiv untergra-
ben worden. Nach fast fünf Jahren an 
der Regierungsspitze scheint die Kanz-
lerin den Zenit ihrer Macht überschrit-
ten zu haben. 

Gleichzeitig hat die CDU ihre all-
mächtige Koalitionsstellung verloren – 
im Bund wie auch in den Ländern. Da-
bei galt bis kurz vor der Wahl in Nord-
rhein-Westfalen als ausgemacht, dass 
es, wenn nicht zu Schwarz-Gelb, so 
doch zu Schwarz-Grün kommen wer-
de. Tatsächlich hätte der pragmatische 
grüne Landesverband dieser Koali- 
tion nicht im Wege gestanden, um da-
mit auch für die Grünen den ersehn-

ten Präzedenzfall in einem großen Flä-
chenland zu schaffen. 

Nun aber ist Schwarz-Grün wieder 
in weite Ferne gerückt. Gepriesen als 
avantgardistische Lernkoalition und an-
gebliche Wiedervereinigung des Bür-
gertums, war diese Konstellation in ers-
ter Linie eine Projektionsfläche der Me-
dien und speziell des Feuilletons. Die 
inhaltlichen Widersprüche an der Basis 
beider Parteien sind hingegen nach wie 
vor schwer überwindbar, und das nicht 
nur beim Thema Atomenergie.

Was aber Schwarz-Grün trotz al-
ledem zu einer realen Option mach-
te, war die chronische Erfolglosigkeit 
der SPD – und der grün-bürgerliche 
Wille zur Macht. Nun jedoch wur-
de Rot-Grün, nur haarscharf an der 
Mehrheit gescheitert, von einer Koali- 
tion der Vergangenheit wieder zu einer 
Option der Zukunft. Dennoch handelt 
es sich dabei weniger um einen Sieg 
der SPD, die im einstigen Stammland 
ihr schlechtestes Ergebnis seit 1958 ein-
fuhr, als vielmehr um einen Absturz der 
Union auf SPD-Niveau. 

Fest steht immerhin: Die SPD ist 
zwar noch lange nicht wieder gleich-
auf, aber wieder im Rennen – nach der 
Deklassierung vom 27. September 2009 
kommt das früher als erwartet und doch 
zum richtigen Zeitpunkt. 

Blockierte Linksalternative

Die kommenden Jahre sind nämlich 
auch in anderer Hinsicht eine Über-
gangszeit, in der sich zeigen muss, ob 
die drei potentiell linken Parteien sich 
annähern können. Inhaltlich verfügen 
sie ohnehin über die mit Abstand größ-
ten Schnittmengen; auch das hat die 
Wahl in Nordrhein-Westfalen gezeigt.

Die Zeit bis zur nächsten Bundes-
tagswahl gilt es daher zu nutzen – pro-
grammatisch wie strategisch. Denn an 
dem grundsätzlichen Dilemma linker 
Politik hat sich bisher nichts geändert. 
Rot-Rot-Grün verfügt über eine struk-
turelle Mehrheit nicht nur in Nord-
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rhein-Westfalen, sondern längst auch 
wieder im Bund. Dennoch sind die drei 
Parteien zu einer gemeinsamen Regie-
rungsbildung nach wie vor nicht in der 
Lage, und das vor allem aufgrund der 
Ächtung der Linkspartei im vorherr-
schenden Medien- und Politikbetrieb. 

In einer Zeit, in der Angela Merkel 
vom Krieg der Spekulanten spricht und 
die EU mit Hunderten von Milliarden 
um das Primat der Politik kämpft, mu-
tet es regelrecht grotesk an, wenn von 
einer extremistischen Linken ob deren 
teilweise überschießendem Staatsinter-
ventionismus die Rede ist, derweil der 
Extremismus des Marktes, der noch im-
mer in der FDP („Privat vor Staat“) ge-
pflegt wird, weitgehend ungeschoren 
davonkommt.

Die Opposition hat bei dieser Wahl, 
wie auch bei den jüngsten Debatten 
zur Finanzmarkt-, Griechenland- und 
Euro-Krise, gezeigt, dass sie sich in den 
entscheidenden landespolitischen und 
nationalen Feldern, etwa in der Frage 
der Finanzmarktregulierung, weit nä-
her ist als der Union oder gar der FDP. 
Es wäre daher ein verheerender Fehler, 
wenn die Sozialdemokraten nicht nur 
kurz-, sondern auch mittelfristig auf ei-
ne neuerliche große Koalition oder gar 
auf eine Ampel im Bund setzen würden. 
Ein echter Schritt auf dem Wege zur an-
gekündigten Erneuerung der SPD sähe 
anders aus – von einer echten Verände-
rung der Politik ganz zu schweigen.

Wie hatte SPD-Chef Gabriel unlängst 
zu Recht festgestellt: „Ich möchte, dass 
Deutschland wieder sozial-liberal re-
giert wird, aber das geht nicht mit der 
FDP.“ Denn, so Gabriel weiter, die Grü-
nen sind die neue liberale Partei, „eine 
andere haben wir nicht mehr.“ Da es 
für eine Koalition allein mit den Grünen 
auf Bundesebene auf absehbare Zeit 
nicht reichen wird, kann es den ange-
strebten links-liberalen Politikwechsel 
jedoch nur mit einer linken Dreier-Kon-
stellation geben. Im Bund (wie auch in 
den meisten Ländern) kommt die SPD 
daher nicht an einer Koalition mit der 
Linken vorbei. 

Heute sitzt die Linkspartei in 13 Lan-
desparlamenten und hat sich damit eta-
bliert – und mit ihr das Fünf-Parteien-
System. Dass dies trotz des Abgangs 
von Oskar Lafontaine und ungeachtet 
des starken medialen Gegenwindes 
gegenüber der angeblichen Chaoten-
truppe möglich war, spricht für eine so-
lide Machtbasis der neuen Partei. Das 
allerdings bringt auch neue politische 
Verantwortlichkeiten mit sich, denen 
die Linkspartei mit ihrer auf dem Par-
teitag in Rostock erneut bestätigten 
Bereitschaft zur Regierungsübernahme 
auch im Grundsatz Rechnung getragen 
hat. Nun wird es für die noch immer 
junge Partei darauf ankommen, diese 
Haltung auch durch verantwortungs-
bewusste Politik in den Parlamenten zu 
untermauern.

Ohne Alternative keine Demokratie

Gerade vor dem Hintergrund der be-
schriebenen Übergangssituation muss 
die Devise für die nächsten dreieinhalb 
Jahre lauten: Wenn morgen die Koali-
tion am Ende wäre, müsste eine echte 
inhaltliche Regierungsalternative be-
reit stehen – schon um dem ständigen 
Mantra der „Alternativlosigkeit“ der 
Merkel-Regierung, von Afghanistan 
bis zur Euro-Rettung, etwas entgegen-
zusetzen. 

Denn ohne Alternative keine De-
mokratie. Eine echte politische Re-
gierungsalternative muss daher das 
Ziel der drei Parteien links der Mitte 
und speziell der SPD sein, so sie nicht 
auf Dauer zu eigener Meinungsfüh-
rerschaft außerstande und bloßes An-
hängsel der Union oder blässlich rotes 
Licht einer Ampel im Nebel sein will.


